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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Preisstatistik 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird 
eine Preisstatistik als Bundesstatistik durch- 
geführt. 

§ 2 

Die Statistik erstreckt sich auf 

1. Preise für land- und forstwirtschaftliche 
und gewerbliche Güter auf der Stufe der 
Erzeugung oder Gewinnung, der Be- und 
Verarbeitung, des Großhandels, des Ein- 
zelhandels und des Außenhandels, 

2. Preise und Entgelte für Werk- und 
Dienstleistungen, soweit nicht in Num- 
mer 3 genannt, 

3. Preise und Entgelte für Verkehrsleistun- 
gen sowie Entgelte für die Vercharterung 
von Schiffen, 

4. Mieten und Pachten für Räume und 
Grundstücke, 

5. Preise für Grundstücke. 


§ 3 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 1 erfaßt die 
Preise für nach Art, Sorte, Qualität und Han- 
delsbedingungen bezelchnete Güter. 

(2) Auskunftspflichtig sind die landwirt- 
schaftlichen, forstwirtschaftlichen und ge- 
werblichen Unternehmen, Behörden und 
Einrichtungen. Die Erhebungen werden bei 
höchstens 25 000 Auskunftspflichtigen durch- 
geführt. 


§ 4 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 2 erfaßt die 
Preise und Entgelte für nach Arten und 
Merkmalen bezelchnete Werk- und Dienst- 
leistungen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Unterneh- 
men und selbständig tätigen Personen des 
Werk- und Dienstleistungsbereichs sowie Be- 
hörden und Einrichtungen. Die Erhebungen 
werden bei höchstens 10 000 Auskunfts- 
pflichtigen durchgeführt. 

§ 5 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 3 erfaßt die 
Preise und Entgelte für nach Arten und 
Merkmalen bezelchnete Leistungen und 
Nebenleistungen im Verkehr sowie die Ent- 
gelte für die Vercharterung von nach Arten 
Gezeichneten Schiffen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Unter- 
nehmen und selbständig tätigen Personen, 
die Verkehrsleistungen erbringen oder ver- 
mitteln, Schiffsmieten bezahlen oder erhal- 
ten sowie Behörden und Einrichtungen des 
Verkehrswesens. 

§ 6 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 4 erfaßt 

1. die Mieten und Pachten einschließlich 
Umlagen und Zuschlägen für nach Arten 
und Merkmalen bezeichneten Wohnraum 
und Gewerberaum, 

2. die Mieten und Pachten für nach Arten 
und Merkmalen bezelchnete Grund- 
stücke. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Vertrags- 
parteien. Die Erhebungen werden bei höA- 



stens 25 000 Auskunftspflichtigen durchge- 
führt. 

§ 7 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 5 erfaßt die 
Preise für nach Arten und Merkmalen be- 
zeichnete Grundstücke. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Grund- 
buchämter. 

§ B 

(1) Die Erhebungen nach den §§ 3 bis 7 
finden monatlich statt. 

(2) Bei lebenswichtigen Gütern oder Dienst- 
leistungen können die Erhebungen in kürze- 
ren Zeitabständen durchgeführt werden, so- 
weit wirtschaftspolitische Gründe es zwin- 
gend erfordern. 

(3) Bei Gütern oder Dienstleistungen, bei 
denen Preisveränderungen nur in längeren 
Zeitabständen aufzutreten pflegen, können 
die Erhebungen in größeren Zeitabständen 
durchgeführt werden. 

(4) Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung, welche nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, die Durch- 
führung der Erhebungen nach den Absätzen 
2 und 3. 


§ 9 

(1) Die Statistik wird hinsichtlich der 
Preise für Leistungen des Post- und Fern- 
meldewesens, für Verkehrsleistungen der 
Eisenbahnen und der Preise und Entgelte für 
Seeverkehrsleistungen sowie hinsichtlich der 
Entgelte für die Verciiarterung von Schiffen 
vom Statistischen Bundesamt erhoben und 
aufbereitet, soweit nicht die Bundesregierung 
gemäß § 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
etwas anderes bestimmt. 

(2) Absatz 1 gilt hinsichtlich der Preise für 
Verkehrsleistungen der Eisenbahnen nicht im 
Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi 
im Land Berlin. Reditsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am 

in Kraft. 



Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

L Historische Entwicklung der Preisstatistik 
und ihrer Rechtsgrundlagen 

Mit der Wiederaufnahme der statistischen 
Arbeiten nadi dem Kriege wurde auch die 
früher durch das Statistische Reichsamt durch- 
geführte Preisstatistik wiederaufgebaut. Ent- 
sprechend dem föderalistischen Aufbau des 
Nachkriegsdeutschlands und seiner Aufglie- 
derung in Besatzungszonen waren es im Ge- 
biet der Bundesrepublik die Statistischen 
Landesämter der amerikanischen und die 
Zonenämter der britischen und französischen 
Besatzungszonen, in deren Händen zunächst 
die Preisstatistiken lagen. Mit der Vereini- 
gung der amerikanischen und der britischen 
Besatzungszone und der Errichtung eines 
Statistischen Amts des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes mit Gesetz vom 21. Januar 

1948 (WiGBl. S. 19) wurde eine Vereinheit- 
lichung auf dem Gebiete der Preisstatistik 
für diesen regionalen Bereich herbeigeführt. 
Nach Gründung der Bundesrepublik wurde 
durch Verordnung vom 31. März 1950 (VO 
über die Erstreckung von Recht der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebiets auf 
dem Gebiet der Statistik auf die Länder Ba- 
den, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohen- 
zollern und den bayerischen Kreis Lindau — 
BGBl. 1950 S. 81) auch die französische Be- 
satzungszone in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes und in den Wirkungsbereidi der 
Gemeinsamen Anordnung der Verwaltungen 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zur 
Durchführung von Statistiken vom 1. Juni 

1949 (öffentlicher Anzeiger für das VWG 
Nr. 50 vom 25. Juni 1949) einbezogen. Diese 
Anordnung hat die Durchführung der Preis- 
statistiken rechtlich verankert. Sie galt bis 
zum Erlaß des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke (StatGes) vom 3. September 
1953 (BGBl. I S. 1314) als rechtliche Grund- 
lage für die amtlichen Preiserhebungen. Von 
da ab wurden die Preisstatistiken auf Grund 
des § 16 StatGes in ihrem derzeitigen Um- 
fange als Bundesstatistiken durchgeführt mit 
der Maßgabe, daß sie spätestens 2 Jahre nach 
Inkrafttreten des Statistischen Gesetzes durch 
besonderes Gesetz anzuordnen sind. Die 
Frist von 2 Jahren wurde durch Gesetz vom 
8. August 1955 (BGBl. I S. 507) um weitere 
zwei Jahre verlängert. Diese Anordnungen 
machen den Erlaß eines Gesetzes über die 
Preisstatistik erforderlich. 


II. Zweck und Bedeutung der Preisstatistik 

Eine marktwirtschaftlich ausgerichtete Volks- 
wirtschaft ist in besonderem Maße auf zuver- 
lässige, regelmäßig dargebotene und umfas- 
sende Orientierungsmöglichkeiten über 
Preise und Preisbewegungen, d. h. auf eine 
Preisstatistik angewiesen, die gewissen, durch 
das allgemeine Interesse bestimmten Ord- 
nungsprinzipien in fachlicher und regionaler 
Hinsidit unterliegt. Sie ist als eine nach über- 
geordneten Gesichtspunkten fortlaufend und 
systematisdi vorgenommene Erhebung un- 
entbehrlich für die Durchführung von Wirt- 
schaftsanalysen sowie die Verfolgung wirt- 
schafts- und sozialpolitischer Zwecke; sie 
dient einer großen Zahl von amtlichen Stel- 
len, Verbänden, Betrieben, Instituten und 
Privatpersonen als Arbeitsunterlage. Unbe- 
rührt bleiben Maßnahmen der Preisverwal- 
tung, die sich auf Preisbildung und Preis- 
überwachung beziehen. 

III. Erhebungsprogramm der Preisstatistik 

Entsprechend der Vielfältigkeit der Markt- 
vorgänge ist auch die Preisstatistik in ein 
vielgestaltiges System von Preiserhebungen 
gegliedert, da nur die Kenntnis der Preisvor- 
gänge bei den verschiedenen Güterarten und 
Leistungen und auf den verschiedenen Markt- 
stufen die zur Beurteilung der Preisverhält- 
nisse und Preisbewegungen notwendigen Auf- 
schlüsse vermittelt. Die Gliederung ent- 
spricht den Erfordernissen einer Beobach- 
tung des Preisgefüges und der Preisentwick- 
lung innerhalb des volkswirtschaftlichen 
Güter- und Leistungskreislaufs. Sie unter- 
scheidet die zu erhebenden Preise in Preis- 
erhebungen für Güter, Preiserhebungen für 
Leistungen und Preiserhebungen für Grund- 
stücke. 

Die Güterpreise (§ 2 Nr. 1) werden in ver- 
schiedenen Wirtschaftsbereichen und ver- 
schiedenen Marktstufen erhoben. Die Wirt- 
schaftsbereiche umfassen: 

Land- und Forstwirtschaft, 

Gütererzeugende Gewerbe (einschließlich 
Handwerk), 

Ein- und Ausfuhrhandel sowie Binnengroß- 
handel (einschließlich Gemeinschaftsein- 
und -verkauf und Verlagswesen), 
Einzelhandel, 
öffentlicher Dienst. 
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Die Marktstufen werden unterschieden nach 
Erzeugerstufe, Ein- und Ausfuhrstufe, Groß- 
handelsstufe und Einzelhandelsstufe. 

Die Leistungspreise (§ 2 Nr. 2 bis 4) beziehen 
sich auf 

a) Werk- und Dienstleistungen der güter- 
erzeugenden Gewerbe und des Baugewer- 
bes einschließlich Reparaturhandwerk, des 
privaten Dienstleistungsgewerbes und des 
öffentlichen Dienstes, 

b) Werk- und Dienstleistungen der Ver- 
kehrswirtschaft, 

c) die Gebrauchsüberlassung von Räumen 
und Grundstücken. 

Die Grundstückspreise (§ 2 Nr. 5) beziehen 
sich auf die bei Veräußerung und Erwerb 
von Grundstücken vertraglich vereinbarten 
Preise. 

Infolge der Mannigfaltigkeit des Güter- und 
Leistungsaustausches können die Preiserhe- 
bungen naturgemäß nur auf repräsentativer 
Grundlage durchgeführt werden. Die Reprä- 
sentation erfolgt durch eine Auswahl von 
Auskunftspflichtigen (Preisberichtsstellen) un- 
ter gleichzeitiger Beschränkung auf ausge- 
wählte Artikel oder Leistungen aus dem 
Tätigkeitsbereich der Berichtsstellen. Bei der 
Auswahl der Preisberichtsstellen muß der 
regionalen Standortverteilung der einzelnen 
Wirtschaftszweige und der Marktbedeutung 
der Betriebe Rechnung getragen werden. Im 
Bereich der güterproduzierenden Gewerbe 
verlangt die stark arbeitsteilige Organisation 
der deutschen Wirtschaft eine breite Streu- 
ung der Berichtsstellen, was gleichzeitig mit 
sich bringt, daß jede Berichtsstelle nur Ixin- 
sichtlich der Preise für einige Güt'-.r oder 
Dienstleistungen in Anspruch genommen 
werden kann. Für die einzelnen Waren oder 
Leistungen muß jedoch eine gewisse Min- 
destzahl von Preisangaben vorliegen, um 
eine richtige Preiserfassung im Durchschnitt 
des Erhebungsgebietes zu gewährleisten. 

Die Organisation der Statistik folgt im all- 
gemeinen dem festgelegten Arbeitsschnitt 
zwischen Bund und Ländern. Danach sind — 
mit der Ausnahme nach § 9 Abs. 1 — die 
Länder mit den Erhebungen der Preise be- 
faßt, die vielfach als Einzelpreise an das 
Statistische Bundesamt weitergegeben wer- 
den. Soweit aus Zweckmäßigkeitsgründen in 
Einzelfällen von der allgemeinen Regelung 
abgewichen wird (z. B. bei zentral festge- 
legten Tarifen etc.), geschieht das im Ein- 


vernehmen mit den zuständigen Länderbe- 
hörden. Die Auswertung der Erhebungs- 
unterlagen für Bundeszwecke in Form der 
Berechnung von Bundesdurchschnittspreisen 
und Indexzahlen erfolgt im Statistischen 
Bundesamt. 

Im einzelnen umfaßt das Erhebungspro- 
gramm der in diesem Gesetz im Rahmen an- 
geordneten Preisstatistik nach dem gegen- 
wärtigen Stand folgende Preiserhebungen: 
Güter- und Leistungspreise (gemäß § 2 Nr. 1 
und 2) 

1. Statistik der Erzeugerpreise im Inland zur 
Erfassung von Erzeugerabsatz- bzw. 
Großhandelseinkaufspreisen für rd. 90 
land- und forstwirtschaftliche Erzeug- 
nisse sowie rd. 1200 Rohstoffe, Halb- und 
Fertigwaren der gewerblichen Wirtschaft 
einschließlich Gas und Wasser sowie 
Elektrizität In rd. 2500 ausgewählten 
Betrieben, Genossenschaften, Preisnotie- 
rungskommissionen, Marktverwaltungen 
und dgl. 

2. Statistik der Ausfuhrpreise von rd. 1000 
Waren hauptsächlich industrieller Her- 
kunft in 400 ausgewählten Betrieben. 

3. Statistik der Einfuhrpreise von rd. 400 
Waren, hauptsächlich von Rohstoffen und 
Halbwaren, In rd. 300 ausgewählten Be- 
trieben. 

4. Statistik der Großhandelspreise zur Fest- 
stellung von Großhandelsverkaufspreisen 
von rd. 500 Waren in rd. 1000 Betrieben. 

5. Statistik der Verbraucherpreise sächlicher 
Betriebsmittel der Landwirtschaft für 
rd. 100 landwirtschaftliche Betriebsmittel 
und Leistungen in rd. 7900 Genossen- 
schaften, Einzelhandelsgeschäften, Hand- 
werksbetrieben und Innungen. 

6. Statistik der Preise wichtiger Baustoffe 
und Bauleistungen einschließlich Bau- 
nebenfeistungen und Bauarbeiterlöhnen 
in Bauämtern bzw. 5000 Betrieben. 

7. Statistik der Einzelhandelspreise und son- 
stige Preise für die Lebenshaltung für rd. 
520 Waren und Leistungen in rd. 15 000 
ausgewählten Betrieben des Einzelhan- 
dels, des Handwerks, der Dienstleistungs- 
gewerbe und der öffentlichen Versor- 
gung, 

Preise und Entgelte für Verkehrsleistungen 
(gemäß § 2 Nr. 3) 

8. Statistik der Verkehrspreise zur Erfas- 
sung von Personenfahrpreisen undFracht- 
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Sätzen im Eisenbahnverkehr, Preisen und 
Entgelten im gewerbsmäßigen Straßen- 
personen- und -güterverkehr, Entgelten 
der Binnenschiffahrt, Frachtraten für die 
im Seeverkehr wichtigen Beförderungs- 
güter und Verkehrswege sowie zur Er- 
fassung von Luftverkehrspreisen. Berichts- 
stellen sind z. B. die Deutsche Bundes- 
bahn, der Verband der nichtbundeseige- 
nen Eisenbahnen, die Unternehmungen, 
Verbände und Genossenschaften des ge- 
werbsmäßigen Straßenpersonen- und 
-güterverkehrs sowie der Binnenschiff- 
fahrt, die Reeder, Ausrüster, Schiffahrts- 
agenten und Befrachtungsmakler bzw. 
deren Verbände, Fluggesellschaften. 

Mieten und Pachten (gemäß § 2 Nr. 4) 

9. Statistik der Mieten für rd. 5000 Woh- 
nungen. 

Die in dieser Aufstellung genannten Zahlen 
an Gütern, Leistungen und Berichtsstellen 
entsprechen dem derzeitigen Stande. Um 
jedoch etwas Spielraum für eventuell erfor- 
derlich werdende Änderungen im Aufbau 
der Statistiken vorzusehen, ist in den Zahlen 
§§ 3, 4 und 6 ein Aufschlag enthalten. 
Diese Zahlen sind damit als Höchstzahlen 
anzusehen. 

Für die Erhebungen ist in der Regel die 
schriftliche Befragungsform vorgesehen, für 
besondere Gebiete, z. B. Einzelhandel mit 
Bekleidung und Hausrat, empfiehlt sich die 
Preiserhebung im Wege der persönlichen 
Befragung. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 2 

§ 2 umschreibt den allgemeinen Umfang der 
Preisstatistik, der in den §§ 3 bis 7 materiell 
noch im einzelnen näher festgelegt und be- 
grenzt wird. 

Zu § 3 

§ 3 umreißt die Tatbestände, die im Rah- 
men der Preiserhebungen für Güter regel- 
mäßig benötigt werden. Dabei wird neben 
dem eigentlichen Preis auch auf die Erfassung 
etwa gewährter Rabatte Wert gelegt. 

Zu § 4 

§ 4 behandelt die Erhebung von Preisen und 
Entgelten für Werk- und Dienstleistungen 


der verschiedensten Art, die von Betrieben 
des gütererzeugenden Gewerbes einschließ- 
lich Reparaturhandwerk, des privaten Dienst- 
leistungsgewerbes und des öffentlichen Dien- 
stes erbracht werden. Insbesondere handelt 
es sich hier auch um die Erfassung der Lei- 
stungen der Bauwirtschaft im Hoch- und 
Tiefbau; neben den Preisen für Reparaturen, 
Friseurarbeiten usw. der produzierenden 
und handwerklichen Gewerbe kommen hier 
ferner Preise für Kinokarten und dgl. in 
Betracht. 

Für die Leistungen der öffentlichen Versor- 
gung gelten meist öffentliche Tarife. Dies 
erleichtert die Preisfeststellung wesentlich 
und läßt die Inanspruchnahme von verhält- 
nismäßig wenigen Berichtsstellen zu. 

Die Abweichung in der Bezeichnung der 
Auskunftspflichtigen gegenüber § 3 Abs. 2 
beruht darauf, daß freie Berufe keine ge- 
werblichen Unternehmen sind. 

Zu§ 5 

§ 5 regelt die Erhebung von Preisen und 
Entgelten für Verkehrsleistungen der öffent- 
lichen und privaten Verkehrsunternehmun- 
gen. Im Eisenbahnverkehr, Güterfernver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen und Im Binnen- 
schiffsverkehr werden ganz oder z. T. Fest- 
preise angewandt; dadurch wird die Preis- 
feststellung bei diesen Verkehrsträgern we- 
sentlich erleichtert. 

Zu § 6 

§ 6 regelt die Durchführung von Erhebun- 
gen kleineren Umfanges zur laufenden Be- 
obachtung der Mietenentwicklung. Umfas- 
sende Erhebungen, wie sie im Zusammen- 
hang mit der Wohnungszählung von 1950 
durdigeführt wurden und für 1956/57 in 
ähnlidier Weise vorgesehen sind, werden 
auch künftig Gegenstand besonderer gesetz- 
licher Regelung bleiben. An dieser Stelle han- 
delt es sich hingegen lediglich um eine lau- 
fende Erfassung der Wohnungsmieten, die 
mit der zunehmenden Lockerung auf woh- 
nungswirtschaftlichem Gebiet notwendig ge- 
worden und Im Rahmen der Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten von besonderer 
Bedeutung ist. Hierbei ist eine Aufteilung 
der Mieten nach reinen Mieten und nach 
Gebühren und Zuschlägen vorgesehen, um 
die Ursache der Veränderung der Gesamt- 
miete erkennen zu können. 
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Die mietreditlidie Freigabe der gewerblich 
genutzten Räume und die daraus zu erwar- 
tende Entwicklung läßt es angezeigt erschei- 
nen, auch eine Möglichkeit zu Preiserhebun- 
gen auf diesem Gebiet zu schaffen. Ferner 
sieht das Gesetz die dringend notwendig ge- 
wordene Erstreckung der Preisstatistik auf 
die Mieten und Pachten für Grundstücke vor, 
deren Miterfassung im Rahmen der in Ab- 
satz 2 genannten Höchstzahl auskunftspflich- 
tiger Berichtsstellen möglich ist. 

Zu § 8 

Die Periodizität der Erhebungen wird in die- 
ser Vorschrift für alle Preisstatistiken ge- 
meinsam grundsätzlich auf monatliche Be- 
fragung festgesetzt. Eine Möglichkeit zur 
häufigeren Erhebung muß jedoch für die 
Waren offengehalten werden, die wegen 
ihrer wirtschaftlichen Bedeutung oder infolge 
besonderer Empfindlichkeit gegenüber saiso- 
nalen oder außenwirtschaftlichen Einflüssen 
(Kartoffeln, Gemüse, Obst und einige wich- 
tige Einfuhrgüter, wie z. B. NE-Metalle) sehr 
starken Preissdiwankungen unterliegen. Bei 


den kurzfristigen Preiserhebungen handelt es 
sich mit Ausnahme von Erhebungen für 
30 wichtige Nahrungsmittel und andere Be- 
darfsartikel, für welche laufend wöchentlich 
erhoben wird, um vorübergehende, auf kurze 
Zeitabschnitte (z. B. in der Saison oder wäh- 
rend rapider Preisentwicklung) beschränkte 
Feststellungen. Zum Zwecke der Entlastung 
der Berichtsstellen genügt andererseits bei 
manchen Gütern, vor allem in Zeiten ruhi- 
ger Preisbewegung, oder soweit Unterlagen, 
z. B. über Tarife bei behördlichen Stellen 
vorliegen, eine Erhebung in längeren Zeit- 
abständen. 

Zu § 9 

Eine zentrale Bearbeitung dieser Statistik 
durch den Bund ist notwendig, weil bei der 
Post, bei den Eisenbahnen und bei der See- 
schiffahrt eine Begrenzung der Verkehrs- 
leistungen auf die einzelnen Bundesländer im 
allgemeinen nicht möglich ist und sich ver- 
kehrswirtschaftliche und verkehrspolitische 
Maßnahmen zum überwiegenden Teil auf 
das gesamte Bundesgebiet beziehen. 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


I. 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz be- 
schlossen:“. 

Begründung 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bun- 
desrates gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG, weil 
in § 5 Abs. 2 in Verbindung mit § 8 das 
Verwaltungsverfahren von Landesbehörden 
geregelt wird. 

2. § 7 Abs. 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Bei der außerordentlich starken Geschäfts- 
belastung der Grundbuchämter, insbeson- 
dere im Zusammenhang mit dem Wohnungs- 
bau, kann diesen die zusätzliche erhebliche 


Arbeit, die aus der Auskunftspflicht ent- 
stehen würde, nicht zugemutet werden. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die Grundbuch- 
ämter u. U. umfangreiche Ermittlungen 
darüber anstellen müßten, ob die veräußer- 
ten Grundstücke den vom Statistischen Bun- 
desamt bestimmten „Arten und Merkmalen“ 
entsprechen. Durch die Streichung erhalten 
die Länder, welche das Gesetz auszuführen 
haben, freie Hand, zu bestimmen, welche 
Stellen sie mit der Auskunft beauftragen 
wollen. 

3. § 8 

a) In Absatz 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Insbesondere werden in nicht kürzeren 
als vierteljährlichen Abständen erhoben: 
Die Einkaufspreise für landwirtschaft- 
liche Betriebsmittel, die Preise für wich- 
tige Baustoffe und Bauleistungen, die 
Mieten für Wohnungen sowie die Preise 
für Handwerkerleistungen.“ 
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Begründung 

Durch diese Ergänzung soll sichergestellt 
werden, daß die hier besonders aufge- 
führten Ermittlungen nur in vierteljähr- 
lichen Abständen durchgeführt werden 
können. 

b) In Absatz 4 sind die Worte „welche nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf“ 
durch die Worte „mit Zustimmung des 
Bundesrates“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Mitwirkung des Bundesrates er- 
scheint im Hinblick auf die Ermächtigung 
nach § 8 Abs. 4 in Verbindung mit § 8 
Abs. 2 und 3 erforderlich. 

IL 

Der Bundesrat hat ferner folgende Ent- 
schließung gefaßt: 

„Um eine Mehrgleisigkeit der Preisermitt- 
lungen in Zukunft zu vermeiden, wird die 
Bundesregierung gebeten, zu prüfen, ob 
nicht im Zusammenhang mit der Inkraft- 
setzung dieses Gesetzes folgende Rundschrei- 
ben des Bundesministers für Wirtschaft auf- 
gehoben werden können: 

vom 31. Juli 1950 

— IA3f — 218117 — 
IB3 

vom 16. November 1954 

— I Al f — 218121 — 

IB3 

vom 16. November 1954 

— I B 8 — 2450/54 — 

vom 15. Dezember 1954 

— I B 8 — 2450/54 — 

vom 6. April 1955 

_ I B 8 — 942/55 — 

Begründung 

Die Durchführung der Preisstatistik wird 
künftig höhere Kosten verursachen als bis- 
her. Diese Folge kann nur hingenommen 
werden, wenn jede andere als die nach dem 
Gesetzentwurf vorgesehene Erhebung preis- 
statistischer Art unterbleibt. 


Gegenwärtig werden auf dem Gebiet der 
Preisstatistik nicht nur die Statistischen 
Landesämter und das Statistische Bundes- 
amt tätig; daneben fordert auch der Bun- 
desminister für Wirtschaft von den Preis- 
überwachungsstellen der Länder teils einmal, 
teils zweimal monatlich umfangreiche stati- 
stische Preisberichte für bestimmte Nah- 
rungs-, Genuß- und sonstige Verkehrsgüter. 
Gegenstand der Erhebungen ist fast derselbe 
Fragenkatalog (Warenkorb) wie bei den ent- 
sprechenden Ermittlungen der Statistischen 
Landesämter. Soweit im Erhebungsverfahren 
gewisse Unterschiede bestehen, sind sie nicht 
von grundsätzlicher Bedeutung. 

Die augenblicklichen Verhältnisse führen 
zwangsläufig dazu, daß auf demselben Ge- 
biet von zwei verschiedenen Stellen in un- 
wirtschaftlicher Weise Doppelarbeit geleistet 
wird. Aber noch bedenklicher sind die ver- 
wirrenden Überschneidungen in den Ergeb- 
nissen, die bei einer solchen organisatorischen 
Mehrgleisigkeit der Preisermittlung nicht zu 
vermeiden sind. Der Einwand, es handele sich 
hier um zwei grundverschiedene Dinge, näm- 
lich einmal um die Preisstatistik und zum an- 
deren um Maßnahmen der Preisüber- 
wachung, geht an der Sache vorbei. In dem 
einen wie in dem anderen Falle handelt es 
sich sachlich um nichts anderes als um eine 
Statistik. Die Frage, um die es hier geht, ist 
also nur, in welcher Weise das Programm 
beider Statistiken durchzuführen ist, um die 
geschilderten Nachteile des bisherigen Ver- 
fahrens zu beseitigen. Das Problem muß da- 
durch gelöst werden, daß in Zukunft nur 
noch von einer Stelle in den Ländern die 
erforderlichen Erhebungen angestellt wer- 
den, und zwar von derjenigen, die für die 
Durchführung des Gesetzes über die Preis- 
statistik zu bestimmen ist. Das sind die Sta- 
tistischen Landesämter. 

Es wird deshalb ein einheitliches Erhebungs- 
verfahren zu entwickeln sein, das dem Inhalt 
und der Form nach sowohl den Zwecken des 
preisstatistischen Gesetzes als auch den Be- 
langen der Preisverwaltung Rechnung trägt 
und deren besonderes Berichtsverfahren, wie 
es mit den oben angeführten Rundschreiben 
des Bundesministers für Wirtschaft eingeführt 
worden ist, überflüssig macht. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung 
des Bundesrates nidit. 

Die Vorschrift in § 5 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 8 regelt nicht das Verwaltungsverfah- 
ren von Landesbehörden, sondern die in § 10 
StatGes ausdrücklich vorgesehene Auskunfts- 
pflicht. Es handelt sich also um eine Vor- 
schrift materiell-rechtlichen Inhalts. Falls 
jedoch das Gesetz in der von der Bundesre- 
gierung zu § 7 vorgeschlagenen Neufassung 
(vgl. zu 2.) beschlossen werden sollte, würde 
sich allerdings aus § 7 Abs. 3 die Zustim- 
mungsbedürftigkeit des Gesetzes ergeben. In 
diesem Falle erhebt die Bundesregie^ ung 
gegen den Vorschlag des Bundesrates ^u 1. 
keine Einwendungen. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des 
Bundesrates nicht. § 7 StatGes schreibt vor, 
daß in der Anordnung einer Bundesstatistik 
der Kreis der Befragten zu bestimmen ist. 
Eine ersatzlose Streidiung von § 7 Abs. 2 des 
Gesetzentwurfs würde im Widerspruch zu 
der vorerwähnten Vorschrift stehen. 

Um der Vorschrift in § 7 StatGes zu genü- 
gen und dabei den Ländern den vom Bun- 
desrat gewünschten Bewegungsspielraum bei 
der Durchführung der Statistik einzuräu- 
men, könnte für § 7 auch der folgende Wort- 
laut erwogen werden: 

,>§ 7 

(1) Die Statistik nach § 2 Nr. 5 erfaßt die 
Preise für nach Arten und Merkmalen be- 
zeichnete Grundstücke in Fällen der Ver- 
äußerung auf Grund Kaufvertrages. 

(2) Auskunftspflichtig sind Veräußerer und 
Erwerber. Die Erhebungen werden für höch- 


stens 15 vom Hundert der Veräußerungs- 
fälle je Jahr durchgeführt. 

(3) Die Anschriften der Auskunftspflichti- 
gen werden den erhebenden Behörden durch 
die Grundbuchämter mitgeteilt.“ 

In diesem Falle wären in § 8 Abs. 1 die 
Worte „§§ 3 bis 7“ zu ändern in „§§ 3 bis 6“. 

Zu 3. a) 

Die Bundesregierung hält den Vorschlag des 
Bundesrates nicht für zweckmäßig und aus 
sachlichen Gründen auch für bedenklich. 

Die in § 8 Abs. 4 vorgesehene Ermächtigung 
der Bundesregierung :oll es ermöglichen, ab- 
weichend von der allgemeinen Vorschrift in 
§ 8 Abs. 1 die Preisstatistik auf einzelnen Teil- 
gebieten der Wirtschaft hinsichtlich der 
Periodizität den Erfordernissen anzupassen. 
Hierzu gehört auch eine Verlängerung der 
Periodizität zum Zwecke einer Entlastung 
der Verwaltung und der Befragten, soweit 
es mit den wirtschafts- und preispolitischen 
Zielsetzungen der Statistik vereinbar ist. 
Eine Festlegung längerer Fristen durch das 
Gesetz selbst, wie sie der Vorschlag des Bun- 
desrates vorsieht, würde aber eine Gesetzes- 
änderung notwendig machen, wenn bei säch- 
lichen Betriebsmitteln der Landwirtschaft, 
bei wichtigen Baustoffen und bei Handwer- 
kerleistungen Preisbewegungen eintreten, 
die eine kürzere als vierteljährliche Periodi- 
zität der Statistik erfordern. Überdies wer- 
den diese Preise schon bisher aus sachlichen 
Gründen für preispolitische Zwecke monat- 
lich erhoben. Sie müssen auch weiterhin mo- 
natlich erhoben werden. 

Die Bundesregierung Ist daher der Auffas- 
sung, daß eine von § 8 Abs. 1 abweichende 
Regelung der Periodizität In allen Fällen — 
auch bei den Preisen für Bauleistungen und 
bei Wohnungsmieten, die bisher vlerteljähr- 
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lidi erhoben werden — den Durchführungs- 
verordnungen auf Grund § 8 Abs. 4 Vorbe- 
halten werden soll. 

Die vom Bundesrat gewünschte Anfügung 
eines neuen Satzes in § 8 Abs. 3 würde außer- 
dem zu einem Widerspruch mit der vom 
Bundesrat nicht bemängelten Vorschrift des 
§ 8 Abs. 1 führen. Falls dem Wunsche des 


Bundesrates überhaupt gefolgt werden sollte, 
müßte diese Einfügung nicht in Absatz 3, 
sondern in Absatz 1 vorgenommen werden. 

Zu 3. b) 

Eine Beteiligung des Bundesrates bei dem 
Erlaß von Rechtsverordnungen nach § 8 
Abs. 4 ersdieint sachlich nidit notwendig. 
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